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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

1. Beabsichtigt das Land Berlin, den Forderungen der 

Bundesregierung nach Erhöhung der Zahlen der Abschie-

bung nachzukommen? 

 

Zu 1.: Die Zahl der Abschiebungen wurde bereits kon-

tinuierlich erhöht. Im Vergleich zum ersten Quartal 2015 

mit 203 Abschiebungen erfolgten im ersten Quartal 2016 

bereits 521 Abschiebungen und nunmehr gab es im ersten 

Quartal 2017 712 Abschiebungen.  

 

 

2. Wie will der Senat mit den geplanten zentralen 

Ausreiseeinrichtungen „Bundesausreisezentren“ umge-

hen? 

 

Zu 2.: Ein Bundesausreisezentrum als Sammellager 

für Abschiebungen wird vom Senat kritisch gesehen. Für 

eine abschließende Beurteilung muss das Bundesinnen-

ministerium diesen Plan allerdings erst einmal ablaufor-

ganisatorisch, finanziell und personell untersetzen.  

 

 

3. Welche Position bezieht der Senat zum neu einge-

richteten „Zentrum zur Unterstützung der Rückkehr“ 

(ZUR) von Bund und Ländern? 

 

Zu 3.: Der Senat befürwortet das Zentrum, insbeson-

dere dessen geplante Anstrengungen zur Förderung frei-

williger Ausreisen, und hat bereits einen Mitarbeiter in 

den Aufbaustab für das Zentrum entsandt. 

 

 

4. Beabsichtigt der Senat, die Abschiebehaft für voll-

ziehbar ausreisepflichtige Ausländer, „von denen eine 

erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeu-

tender Rechtsgüter der inneren Sicherheit ausgeht“, zu 

erwirken? 

 

 

 

Zu 4.: Die genannte Regelung ist Teil des Gesetzent-

wurfs zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht, 

welcher sich aktuell in der parlamentarischen Beratung im 

Bundestag befindet. Die Anwendung von Regelungen zur 

Abschiebehaft kann nur nach bereits geltenden gesetzli-

chen Vorschriften erfolgen. 

 

 

5. Warum werden nicht alle Personen, die die Tatbe-

stände des § 54 Aufenthaltsgesetz erfüllen, in Abschiebe-

haft genommen, um dann unverzüglich deren Abschie-

bung einzuleiten? 

 

Zu 5.: Die Voraussetzungen, um eine Person in Ab-

schiebehaft nehmen zu können, sind gesetzlich in § 62 

AufenthG geregelt und durch die Rechtsprechung konkre-

tisiert worden. Eine Inhaftnahme ohne das Vorliegen 

eines Haftgrundes ist nicht möglich.  

 

 

Berlin, den 12. April 2017 

 

 

In Vertretung 

 

Christian Gaebler 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 19. Apr. 2017) 

 

 

 


